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KOMMENTAR

KATHARINA WROHLICH

Katharina Wrohlich, Leiterin der Forschungsgruppe
Gender Economics im DIW Berlin.
Der Kommentar gibt die Meinung der Autorin wieder.

Beim Elterngeld wird der Rotstift angesetzt: Zwar bleibt die Hohe
der Lohnersatzleistung gleich, die Einkommensobergrenze

soll aber von 300 000 zu versteuerndem Jahreseinkommen (fir
Paare) auf 150 000 Euro gesenkt werden. Das Familienminis-
terium schatzt, dass dadurch etwa 60 000 Haushalte weniger
Elterngeld beziehen werden und sich so knapp 300 Millionen
Euro pro Jahr einsparen lassen.

Der Aufschrei dariiber ist groB. Das verwundert nicht, denn das
Elterngeld ist sehr beliebt. Nahezu alle Eltern von Kindern im
ersten Lebensjahr beantragen Elterngeld. Zahlreiche Studien
haben zudem positive Effekte des Elterngeldes nachgewiesen.
Beispielsweise sind Miitter mit Kindern im zweiten und dritten
Lebensjahr seit seiner Einfiihrung im Jahr 2007 haufiger er-
werbstatig, ihre Léhne nach der Elternzeit sind hoher als friiher
und die Beteiligung von Vétern an der Elternzeit ist gestiegen.

Allerdings sind Reformen beim Elterngeld dringend notwendig:
Erstens missten der Minimumbetrag von 300 Euro und der
Héchstbetrag von 1800 Euro nach lber 16 Jahren endlich an-
gehoben werden. Zweitens ware eine Ausweitung der Partner-
monate wichtig, damit es zu einer gleichmaBigeren Aufteilung der
Erwerbs- und Sorgearbeit zwischen Miittern und Vatern kommt.

Mitten in diese Diskussion hinein kommt nun die Nachricht der
Senkung der Einkommensobergrenze und die damit einher-
gehende Einschrénkung des Kreises der Anspruchsberechtigten.
Ist das schlimm? Aus sozialpolitischer Sicht eher nicht: Die
Betroffenen sind nicht sozial bedirftig, ganz im Gegenteil: Sie
befinden sich in den obersten vier bis fiinf Prozent der Einkom-
mensverteilung. Allerdings war das Elterngeld nie als Sozial-
leistung gedacht. Seine wesentlichen Ziele waren, die konomi-
sche Eigenstandigkeit beider Elternteile zu erméglichen sowie
die Vaterbeteiligung an der Elternzeit zu steigern. Fur diese
gleichstellungspolitischen Ziele ist die Senkung der Einkommens-
grenze kein gutes Signal.

Die Frage ist, welche direkten Folgen diese SparmaBnahme
haben wird. Fir Elternteile mit sehr hohen Einkommen ersetzt
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der Maximalbetrag von 1800 Euro pro Monat bereits jetzt nur
einen geringen Teil des Nettoeinkommens. Das Elterngeld
dirfte fiir diese Gruppe also schon bisher vermutlich keine
groBe Rolle in den Uberlegungen zur Aufteilung der Elternzeit
gespielt haben. Es ist aber keine Seltenheit, dass bei sehr hohen
Haushaltseinkommen die Partner*innen ungleich verdienen:
Fir den Elternteil, fiir den kiinftig der individuelle Anspruch auf
das Elterngeld aufgrund der gemeinsamen Einkommensgrenze
wegfallt, kann durch die SparmaBnahme eine finanzielle Ab-
héngigkeit vom Partner entstehen, die das Elterngeld eigentlich
abbauen wollte. Kurzum: Aus gleichstellungspolitischer Sicht ist
die Einsparung beim Elterngeld ,keine Glanzleistung", wie auch
die zustandige Ministerin Lisa Paus sagt.

Wenn schon gespart werden muss, so gabe es eine in mehrerlei
Hinsicht bessere Option: Statt des Elterngeldes sollte beim
Ehegattensplitting gekiirzt werden. Dem Ehegattensplitting
wurde bereits im Rahmen der Gesamtevaluation aller ehe- und
familienorientierten Leistungen im Jahr 2013 bescheinigt, die
meisten Ziele der Familienpolitik nicht zu erfiillen, vor allem
nicht die gleichstellungspolitischen. Zahlreiche Institutionen ha-
ben sich in den letzten Jahren immer wieder zu Wort gemeldet
und auf die negativen Auswirkungen des Ehegattensplittings
hingewiesen, insbesondere auf die Erwerbsbeteiligung verhei-
rateter Frauen. Etwa die EU-Kommission oder die OECD haben
Deutschland hier immer wieder zu Reformen aufgerufen. Viele
Vorschlage dazu liegen seit langem auf dem Tisch, zum Beispiel
vom Deutschen Institut fiir Wirtschaftsforschung (DIW Berlin),
vom ifo Institut, dem RWI, dem Internationalen Wahrungsfonds
oder dem wissenschaftlichen Beirat im Bundesfinanzminis-
terium. Selbst eine moderate Reform, die den Splittingvorteil
nur fiir besonders hohe Einkommen beschranken wiirde, brach-
te Einsparungen in Héhe von mehreren Milliarden Euro — und
somit mehr als das Zehnfache der beim Elterngeld geplanten
Einsparungen. Zudem ware das ein wichtiger Schritt fiir die
Gleichstellungspolitik — im Gegensatz zu den Einsparungen
beim Elterngeld.

Dieser Kommentar erschien am 6. Juli in langerer Fassung im Tagesspiegel.

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-28-3


https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-28-3

IMPRESSUM

N1 BERLIN

DIW Berlin — Deutsches Institut fir Wirtschaftsforschung e. V.
MohrenstraBe 58,10117 Berlin

www.diw.de

Telefon: +49 30897 89—-0 Fax: —200

90. Jahrgang  12.Juli 2023

Herausgeberinnen und Herausgeber

Prof. Dr. Tomaso Duso; Sabine Fiedler; Prof. Marcel Fratzscher, Ph.D,;
Prof. Dr. Peter Haan; Prof. Dr. Claudia Kemfert; Prof. Dr. Alexander S. Kritikos;
Prof. Dr. Alexander Kriwoluzky; Prof. Dr. Lukas Menkhoff; Prof. Karsten
Neuhoff, Ph.D.; Prof. Dr. Carsten Schroder; Prof. Dr. Katharina Wrohlich
Chefredaktion

Prof. Dr. Pio Baake; Claudia Cohnen-Beck; Sebastian Kollmann;
Kristina van Deuverden

Lektorat

Dr. Johannes Geyer

Redaktion

Rebecca Buhner; Dr. Hella Engerer; Ulrike Fokken; Petra Jasper; Kevin Kunze;
Sandra Tubik

Vertrieb

DIW Berlin Leserservice, Postfach 74, 77649 Offenburg
leserservice@diw.de

Telefon: +49 781639 67 20

Gestaltung

Roman Wilhelm, Stefanie Reeg, Eva Kretschmer, DIW Berlin
Umschlagmotiv

© imageBROKER / Steffen Diemer

Satz

Satz-Rechen-Zentrum Hartmann + Heenemann GmbH & Co. KG, Berlin

Druck
USE gGmbH, Berlin

ISSN 0012-1304; ISSN 1860-8787 (online)

Nachdruck und sonstige Verbreitung — auch auszugsweise — nur mit
Quellenangabe und unter Zusendung eines Belegexemplars an den
Kundenservice des DIW Berlin zuldssig (kundenservice@diw.de).

Abonnieren Sie auch unseren DIW- und/oder Wochenbericht-Newsletter
unter www.diw.de/newsletter


http://www.diw.de
mailto:leserservice%40diw.de?subject=
mailto:kundenservice%40diw.de?subject=
http://www.diw.de/newsletter

	Bericht von Herbert Brücker, Andreas Ette, Markus M. Grabka, Yuliya Kosyakova, Wenke Niehues, Nina Rother, C. Katharina Spieß, ­Sabine Zinn, Martin Bujard, Jean Philippe Décieux, Amrei Maddox, Sophia Schmitz, Silvia Schwanhäuser, Manuel Siegert und Hans W
	Geflüchtete aus der Ukraine: 
Knapp die Hälfte beabsichtigt längerfristig in Deutschland zu bleiben
	Interview mit Markus M. Grabka
	Kommentar von Katharina Wrohlich
	Kürzt das Ehegattensplitting statt das Elterngeld!

